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zu 428/J 
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A n l' I' a g e b e a n t w. 0 I' tun 'g 

In Beantwortung einer in der gestrigen Sitzung des Nationalrates 

eingebrachten .Il.nfrage der Abg. Dipl .... Ing. S t r 0 b 1 und Genossen, bet:r;:,<:~'(;11l 

den über 5sterreiohisohem Hoheitsgebiet durchgeführten Luftkampf eines sowjo·t­

russischen und eines ungarischen Flugzeuges am 218 Jänner 1956, teilt Bund,os­

minister für Inneres Hel m e I' folgendes mitz 

In den ersten Naohmittagsstunden des 21.Jänner el'hielt" .das Bundüs­

ministerium tür Inneres die Mitteilung über den Absturz zweier aus Richtung 

Ungarn gekommener M:ilitärflugzeuge im unmittelbaren Grenzgebiet bei Pamhagen. 

Die zuständige Abteilung des Innenministeriums wurde unverzüglioh beauftragt, 

im Einvernehmen mit de~ Luftamt die notwendigen Erhebungen an Ort und Stolle 

einzuleiten und vom Vorfall auch das Amt für Landesverteid,igung zu·ve±-ständigon. 
o .,. 

. Eine Kommission begab sioh a~ gleiohen Tage nach Pamhagen, um die not ... 

wendigen Feststellungen· zu treffen. Der mittels Fa.llschirmes auf 5sterroichisoholJ1 

Gebiet gelandete sowjetisohe Hauptmann Nikolai Konoplow wurde anschliesaend in 

das Polizeigefangenenhaus auf der Rossauerlände in Wien überstellt. Noch in der 

Nacht wurde die am Ab sturz ort begonnene Untersuchung mit den notwendigen tibqr­

satzungen verschiedener Ausweispapiere und siohorgestelltez Notizen fox:tgefUhrt. 

Das vom Leiter der Wiener Sta,atspolizei mit dem russischen Piloten in den Morgen­

stunden des Sonntags begonnene Verhör war spät/abends des gleichen Tages abge-
\ ': 

schlossen. Nach dem eingehenden Verhör waren weitere Beweisergebnisse duroh 

Aussagen Konoplows nicht mehr zu erwartenJ das erscheint im übrigen durch das 

ab~chliessende Erhebnngsergebnis bestätigt. Da die Untersuohung der Absturz­

stelle ungefähr zur gleichen Zeit beendet war, konnten die Erhebungen, soweit sio 

mit ,der Person des Piloten susammenhingen, als abgesohlossen angesehen werdon. 
. . 

Da der Verdacht eines nach de~ 5sterreichischen Strafgesetz zu ahnden-

denstratbaren Verhalte'ns nicht v()ilJ.ag~ war eine Anzeige an dia Staatsanwal~ 

sehaft und die Einlieferung des Häftlings in das landesgeriohtliche Gefang~nhaus 

von der Bundespolizeidirektion in Wion. nioht in Aussicht zu nehmen. Die Frist 

für die poli~eiliche Verwahrungs haft beträgt 48 Stunden. Eine allfällige Be­

strafung nach den Bestimmungen des Passgesetzes sohien nicht tunlioh, da nicht 

einw~ndfrei erwiesen werden konnte, ob Konoplow nooh über ungarischem oder erst 

üborösterreichisohem Gebiet das Flugzeug verlassen und damit freiwillig und 

strafbar die Grenze übersohritten hat. In diesem Zweifel wären dem Genannten 

d.ie 'Bestimmungen des§ 6 VS'"t} zUgUto gekommen. Eindeutig konnte lediglioh 
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• 
gekläl'twerden, dass die beidenabgestürztenFlugze~ge auf österreichischem 

Gebiet niedergesangen sind. 

'Nach Abschluss der Erhebungen wurde· zweclcs Einleitung diplomatischer 

Schritte versucht, mit dem Bundeska.nzleramt-Auswäl'tige Angelegenheiten 

Verbindung aufzunehmen. Leider war nach Abschluss der polizeiliche~ Untel'su­

chung" die in den Abendstunden des Sonntags el'folgte, ,kein vel'antwortlicher 

Funktionär des Bund~ska.nzlol'a.mtes-Auswärtige Angelegenheiten weder persönlioh 

noch telefonisch erreichba.r. Mein demokratisches Gewissen gestattete es mir 

nicht, mir bei dal' Ptiifung·dieses Failes die Praxis der Volksdemokratien zum 

Vorbild zu nehmen, die naoh Ansicht· der h~nter den .·.ant'l'agenden Abgeordneten 

stehende. Kreise -in gleichgelagerten Situationen ausländische Staatsbürger 

Monate und Jahre in Haft~alten. Die mil"unterstellten Sicherheitsbehörden 
. . 

wurden von .1» widderholt angeWiesen, die':Bestimmungeti der Strafprozessordnung 
. . 

bezüglich der Wah~ng deD persönlichen Freiheit auoh gegenüber Ausländern 

stl'ikte einzuhalten. Ich war nach dem mir vom Leiter eerstaatspolizeilichen 

Abteilung der Polizoidirektion Wien el'statteten Berioht nicht 1n der Lage, . . . ) 

.für ein VOl'gehen die Verantwortung zu tragen, dasdurah die Bstei-reichischen 

'Gesetze nicht gedeckt wäre. Nachdem ich die Untersuchung del' Polizeidirektion 

Wien für abgeschlossen ha.lten konnte, weil eine Konsultierung des Aussenamtes 

nicht möglich war und weil ~iese an der ~egepen~n Sachlage auch nichts geändert 

hätte und weil schliesslich unnötige diplomatische Weiterungen vermieden 

werden sollten, verfügte ich am Sonntag spät ·abends dietlbel'gabe des Häftlings 
\ 

an die sowjetisohe Botschaft. 

Für diese Weisung übemehme ich selbstverständlich die volle persön­
liche Verantwortung. 

Abschliessend ist also die erste Frage der Abgeordneten, ob die 

Untersuchung am Sonntag abends bereits abgeschlossen war, mit einem eindeutigen 

Ja zu beantwol'ten. 

Durch diese Feststellung erübrigt sioh ~1e Beantwortung der zweiten 
Frage. 

Die Verwunderung der anfragenden Abgeordneten über ~ein angeblich 

schnelles Vorgehen is~ übrigens ganz auf meiner Seite. Eine kurze Rückfrage 

hätte sie über den Zeitpunkt des Abschlusses derUntersucbung p~lehrt und ihnen 

die Mühe einel' pal'lamdntarischeri Antrage erspal't. Dass s~e aber doch diesen 

umständlichen Weg gewählt haben, beweist, dass die politischen Motive, die sie 

meiner Handlungsweise gern,unterstellen möchten, bei ihnen selbst zu suchen 

sind. Über denVerdacht.~ndore. ErwägUngen als jen~ sta.a.tspolitischel' Natur 
I . " 

hätte mein Verh~lten imgegenständlicben Fall bestimmt, glaube ich, auf Grund 

aer in Vergangenheit und Gec:,"Onwart bewiesenen Kompromisslosigkeit gegenüber 

den Feinden der Demokratie erhaben Zu sein. 
-.-.-.-
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